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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für konstitutionelle Fragen ersucht den federführenden Rechtsausschuss, 

folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. würdigt, dass die Zahl der von nationalen Parlamenten eingereichten begründeten 

Stellungnahmen (65) 2016 die dritthöchste in einem Kalenderjahr seit der Einführung 

des Subsidiaritätskontrollmechanismus im Vertrag von Lissabon war; stellt fest, dass 

dies gegenüber den acht im Jahr 2015 eingegangenen begründeten Stellungnahmen 

einen deutlichen Anstieg (+713 %) darstellt; weist außerdem darauf hin, dass die Zahl 

der im Rahmen des politischen Dialogs bei der Kommission eingegangenen 

Stellungnahmen von 350 auf 620 deutlich angestiegen ist; hebt hervor, dass diese 

Tendenzen zu einer Zeit abnehmender Rechtsetzungstätigkeit aufgekommen sind, was 

außerdem deutlich macht, dass sich die nationalen Parlamente gegenüber früheren 

Jahren vermehrt beteiligen; begrüßt das ausgeprägte Interesse der nationalen Parlamente 

am Beschlussfassungsprozess der EU; 

2. ruft in Erinnerung, dass Subsidiarität ein wichtiger Grundsatz von Bündnissen und 

außerdem ein juristisch nicht definierter Begriff ist, der folglich politisch ausgelegt 

werden sollte; 

3. ist der Ansicht, dass der Grundsatz der Subsidiarität nicht dazu herangezogen werden 

darf, die Befugnisse, die der Union in den Verträgen übertragen werden, restriktiv 

auszulegen; 

4. vertritt die Auffassung, dass alle Überlegungen über Subsidiarität und deren Kontrolle 

im Zusammenhang mit den immer lauter werdenden Forderungen der Bürger gesehen 

werden sollten, die verlangen, dass die Union den großen weltweiten 

Herausforderungen wie zum Beispiel den Finanzströmen über Kontinente hinweg, den 

Sicherheitsbedrohungen, den Migrationsbewegungen und dem Klimawandel die Stirn 

bietet; 

5. stellt fest, dass 2016 für die Überarbeitung der Entsenderichtlinie (Richtlinie 96/71/EG) 

das dritte (bzw. das erste unter dem Mandat der aktuellen Kommission) Verfahren der 

„gelben Karte“ eingeleitet wurde; betont, dass ein größeres Bewusstsein für die Rollen 

der nationalen Parlamente und eine bessere Zusammenarbeit dieser Parlamente 

untereinander die Ex-ante-Überwachung der Subsidiarität stärken dürften; 

6. begrüßt, dass mehr nationale Kammern (26 von 41 im Jahr 2016 gegenüber 8 im Jahr 

2015) begründete Stellungnahmen abgegeben haben; nimmt den deutlichen Unterschied 

zwischen im Rahmen des politischen Dialogs und im Wege von begründeten 

Stellungnahmen aktiven Kammern zur Kenntnis; hebt hervor, dass die nationalen 

Parlamente nach wie vor eher die Inhalte der EU-Rechtsvorschriften beeinflussen als 

Fälle ermitteln möchten, in denen Subsidiarität ein Problem darstellen kann; stellt fest, 

dass die Befugnis der nationalen Parlamente mit Blick auf die Kontrolle der Einhaltung 

der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit auch das Recht umfasst, 

die Rechtsetzungsinstanzen der EU nötigenfalls zum Tätigwerden auf europäischer 

Ebene aufzufordern; 
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7. begrüßt, dass das Parlament hinsichtlich der Subsidiaritäts- und 

Verhältnismäßigkeitsmechanismen zunehmend und regelmäßiger die Funktion eines 

Partners und einer zwischengeschalteten Stelle für die nationalen Parlamente 

übernimmt; ist der Auffassung, dass eine Stärkung des politischen Dialogs mit den 

nationalen Parlamenten dazu beitragen könnte, Subsidiaritäts- und 

Verhältnismäßigkeitsprüfungen zu rationalisieren, indem die wesentlichen Punkte der 

Legislativvorschläge besser herausgestellt werden; 

8. hält es für geboten, dass bestehende Formate für die Zusammenarbeit gestärkt und 

Optionen für die Verbesserung der IPEX-Plattform gefunden werden, damit die 

nationalen Parlamente für ihre Rolle bei den Subsidiaritäts- und 

Verhältnismäßigkeitsprüfungen sensibilisiert werden, bei der effizienteren Bearbeitung 

der im Rahmen des Frühwarnsystems übermittelten Informationen unterstützt werden 

und ihre Zusammenarbeit und Abstimmung verbessert werden; 

9. begrüßt, dass Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit – wie in den politischen Prioritäten 

der Kommission und mit der Annahme des Pakets „Bessere Rechtsetzung“ 

bescheinigt – in den Mittelpunkt der Beschlussfassung in der EU gestellt wurden; 

begrüßt die Annahme dieses Pakets, mit dem sichergestellt werden wird, dass die 

Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit durchgängiger und 

umfassender angewendet werden, was im Gegenzug dazu beitragen wird, dass der 

Beschlussfassungsprozess der EU transparenter wird; begrüßt, dass die Kommission im 

Rahmen der Interinstitutionellen Vereinbarung über bessere Rechtsetzung zugesagt hat, 

die Folgenabschätzungen ihrer legislativen und nichtlegislativen Vorschläge den 

nationalen Parlamenten zur Verfügung zu stellen; ruft in Erinnerung, dass in dieser 

Vereinbarung auch das Erfordernis, im Legislativverfahren mehr Transparenz an den 

Tag zu legen, hervorgehoben wird und dass die den nationalen Parlamenten 

übermittelten Informationen diese Parlamente in die Lage versetzen müssen, ihre in den 

Verträgen verankerten Vorrechte uneingeschränkt wahrzunehmen; fordert die 

Kommission auf, ihre Rechtfertigungen zur Subsidiarität sorgfältiger auszuarbeiten und 

sich intensiver mit begründeten Stellungnahmen auseinanderzusetzen;  

10. stellt fest, dass die Kommission im Zuge der Umsetzung der Agenda für bessere 

Rechtsetzung robustere interne Instrumente und Verfahren entwickelt hat, die darauf 

abzielen, dass Verstöße gegen das Subsidiaritätsprinzip verhindert werden; betont 

nachdrücklich, das Folgenabschätzungen ein wesentliches Instrument zur 

Gewährleistung der Achtung der Grundsätze der Subsidiarität und der 

Verhältnismäßigkeit sind und die Rechenschaftspflicht fördern; fordert die Kommission 

nachdrücklich auf, bei der Ausarbeitung ihrer Folgenabschätzungen gemäß den 

Leitlinien für eine bessere Rechtsetzung vermehrt auf Subsidiarität und 

Verhältnismäßigkeit zu achten; hebt insbesondere die Rolle des Ausschusses für 

Regulierungskontrolle hervor und begrüßt, dass Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit 

nun im Rahmen der Qualitätsprüfung des Ausschusses berücksichtigt werden; hebt 

jedoch hervor, dass die Unabhängigkeit des Ausschusses für Regulierungskontrolle 

zusätzlich gestärkt werden könnte;  

11. weist erneut darauf hin, dass das Frühwarnsystem und insbesondere die achtwöchige 

Frist für die Einreichung begründeter Stellungnahmen im Rahmen der EU-Verträge 

flexibler gehandhabt werden müssen, damit die nationalen Parlamente umfassender am 
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Rechtsetzungsprozess der EU teilhaben können, und dass im Falle einer Änderung der 

Verträge die formelle Verlängerung der Frist in Erwägung gezogen werden muss; hält 

es außerdem für geboten, dass im Einklang mit den Vorschlägen im Bericht über die 

Umsetzung der die nationalen Parlamente betreffenden Vertragsbestimmungen weiter 

über die Einführung eines Mechanismus nachgedacht wird, auf dessen Grundlage der 

Kommission begründete Stellungnahmen übermittelt werden könnten, die darauf 

abzielen, sinnvolle Beiträge zu den Maßnahmen der EU zu leisten; ist der Ansicht, dass 

dies ein sinnvolles und konstruktives Instrument für eine stärkere Beteiligung der 

nationalen Parlamente am Rechtsetzungsprozess der EU sein könnte; 

12. ist in den Fällen, in denen gelbe Karten ausgegeben wurden, mitunter über die 

Antworten der Kommission an die nationalen Parlamente enttäuscht; ist der Ansicht, 

dass die Kommission umfassend auf alle von den nationalen Parlamenten vorgebrachten 

Bedenken eingehen muss; hält es für geboten, dass das Erfordernis von 

Rechtsetzungsinitiativen und deren Folgen angemessen erläutert werden, was 

insbesondere für die Bereiche Wirtschaft, Umwelt und Gesellschaft gilt, und dass 

hierbei die Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit eingehalten 

werden; 

13. nimmt die Einsetzung der Taskforce für Subsidiarität, Verhältnismäßigkeit und 

„Weniger, aber effizienteres Handeln“ zur Kenntnis; merkt an, dass die Taskforce 

sämtliche Politikbereiche kritisch prüfen wird, damit dafür gesorgt wird, dass die EU 

nur dann tätig wird, wenn ihr Handeln einen Mehrwert mit sich bringt; ersucht die 

Kommission, die vorgesehenen Befugnisse und die geplante Arbeitsweise genauer zu 

beschreiben; sieht dem für den 15. Juli 2018 avisierten Bericht der Taskforce 

erwartungsvoll entgegen, in dem Empfehlungen dazu enthalten sein sollten, wie die 

Europäische Union sowohl mit Blick auf die Zuweisung und Wahrnehmung ihrer 

Befugnisse als auch hinsichtlich der Ermittlung von Möglichkeiten, die regionalen und 

lokalen Gebietskörperschaften besser in die Politikgestaltung der EU einzubeziehen, 

den Grundsätzen der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit besser Rechnung tragen 

kann; ist der Ansicht, dass mit dieser Initiative besser herausgefunden werden kann, ob 

eine bestimmte Maßnahme von der Union, den Mitgliedstaaten oder den regionalen 

Behörden angemessen und wirksamer umgesetzt werden kann; hofft, dass die in diesem 

Rahmen vorgebrachten Vorschläge zügig von der Kommission umgesetzt werden; 

14. fordert die nationalen Parlamente auf, Stellungnahmen zu Vorschlägen der Kommission 

abzugeben, die samt und sonders jederzeit über die interne Datenbank CONNECT 

eingesehen werden können; fordert die nationalen und regionalen Parlamente mit 

Nachdruck auf, ihre Beziehungen zum Ausschuss der Regionen auszubauen, der über 

eine Expertengruppe verfügt, die Rechtsetzungsvorschläge im Hinblick auf die 

Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit prüft; ist der Auffassung, dass 

ein informeller, auf der interparlamentarischen Zusammenarbeit beruhender 

Mechanismus zur Stärkung des politischen Dialogs mit den nationalen Parlamenten 

beitragen kann; 

15. betont, dass es für den Erlass von Rechtsakten der Zustimmung einer großen Mehrheit 

im Rat – zusammengesetzt aus den nationalen Ministern aller EU-Mitgliedstaaten, die 

gegenüber ihren nationalen Parlamenten rechenschaftspflichtig sein sollten – bedarf; 



 

PE613.535v02-00 6/8 AD\1146943DE.docx 

DE 

16. begrüßt, dass in der Erklärung von Rom vom 25. März 2017 auf Subsidiarität 

eingegangen wurde; ist der Ansicht, dass Subsidiarität bei den Überlegungen über die 

Zukunft der EU eine herausragende Stellung einnehmen sollte. 
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